
 

 
 

 

GELSENWASSER AG 
 

 
Ordentliche Hauptversammlung 2025 

 
 

Vergütungssystem für die Vorstandsmitglieder der GELSENWASSER AG 
gemäß § 87a Abs. 1 AktG 

 

Grundlagen und Zielsetzung 

Das Vergütungssystem für den Vorstand zielt darauf ab, die 
Vorstandsmitglieder entsprechend ihrem Aufgaben- und 
Verantwortungsbereich angemessen zu vergüten und die Leistung eines jeden 
Vorstandsmitglieds sowie den Erfolg des Unternehmens unmittelbar zu 
berücksichtigen. Die Struktur des Vergütungssystems für den Vorstand der 
GELSENWASSER AG zielt auf eine nachhaltige Steigerung des 
Unternehmenswerts und eine erfolgsorientierte Unternehmensführung ab. Die 
Jahreszielvergütung des Vorstands setzt sich aus einer festen, monatlich 
zahlbaren Grundvergütung, welche die Aufgaben und Leistungen der 
Vorstandsmitglieder berücksichtigt, einer einjährigen erfolgsabhängigen 
Vergütung, deren Basis das jährliche Ergebnis vor Ertragsteuern des 
Gelsenwasser-Konzerns widerspiegelt, einer ebenfalls einjährigen 
erfolgsabhängigen Vergütung, deren Höhe im Ermessen des Aufsichtsrats liegt, 
und einer mehrjährigen erfolgsabhängigen Vergütung zusammen, deren Höhe 
sich nach dem Grad der Zielerreichung über einen Drei-Jahres-Zeitraum 
bemisst. Die Ziele für die Bemessung der kurz- und langfristigen variablen 
Vergütung werden aus der Unternehmensstrategie und den 
Unternehmensplanungen der GELSENWASSER AG abgeleitet. Die variablen 
Gehaltsbestandteile sind in ihrer Höhe begrenzt (CAP). Insgesamt trägt die 
Vergütung zur langfristigen Entwicklung der Gesellschaft bei. 

Das Vergütungssystem für den Vorstand wird der ordentlichen 
Hauptversammlung am 4. Juni 2025 zur Billigung vorgelegt und ist für alle nach 
der Billigung neu abzuschließenden, zu verlängernden oder zu ändernden 
Vorstandsanstellungsverträge maßgeblich. 

 

Einzelne Vergütungsbestandteile mit ihrem jeweiligen relativen Anteil 
an der Jahreszielvergütung 

Die Jahreszielvergütung (100 %) ohne Berücksichtigung von 
Altersversorgung und Nebenleistungen besteht aus: 

a. Einem festen Grundgehalt (60 % der Jahreszielvergütung). 
b. Einer einjährigen erfolgsabhängigen Vergütung, deren Basis das 

jährliche Ergebnis vor Ertragsteuern des Gelsenwasser-Konzerns 
darstellt (14 % der Jahreszielvergütung, maximale Höhe 21 % - CAP). 
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c. Einer ebenfalls einjährigen erfolgsabhängigen Vergütung, deren Höhe 
im Ermessen des Aufsichtsrats liegt (diskretionäre Komponente, 6 % der 
Jahreszielvergütung, maximale Höhe 9 % - CAP). Der Aufsichtsrat kann 
sich dabei an vorab von ihm selbst festgelegten Zielen orientieren. 

d. Einer mehrjährigen erfolgsabhängigen Vergütung, deren Höhe sich nach 
dem Grad der Zielerreichung über einen Drei-Jahres-Zeitraum bemisst 
(20 % der Jahreszielvergütung, maximale Höhe 30 % - CAP). Ziel dabei 
ist die Einhaltung vereinbarter Größenordnungen der Kennzahl ROCE 
(Return on Capital Employed). 

 
 

Sachbezüge und Nebenleistungen 

Sachbezüge und Nebenleistungen bestehen im Wesentlichen aus den nach 
steuerlichen Richtlinien anzusetzenden Werten für die Dienstwagennutzung 
und Versicherungsprämien. Vorstandsmitglieder erhalten zudem 
Mandatseinkünfte für die Tätigkeit in Aufsichtsräten und ähnlichen Gremien in 
Unternehmen der Gelsenwasser-Gruppe.  

Sachbezüge und Nebenleistungen belaufen sich bei Einbeziehung in eine 
jährliche Gesamtvergütung (ohne Versorgungsaufwand) auf einen relativen 
Anteil von ca. 2 – 8 % (beruhend auf dem für das Geschäftsjahr 2024 ermittelten 
Aufwand). Abweichungen des relativen Anteils können sich insbesondere aus 
einer gegebenenfalls geänderten Bewertung von 
Sachbezügen/Nebenleistungen ergeben. 

 

Festlegung der Maximalvergütung 

Die Maximalvergütung der Vorstandsmitglieder setzt sich zusammen aus dem 
fixen Grundgehalt sowie den einzelnen variablen Komponenten, die zudem 
jeweils einer Höchstbegrenzung von 150 % des Zielwerts unterliegen (CAP), 
und dem Aufwand für Pensionszusagen und Nebenleistungen. Maßgeblich ist 
die Summe aller von der Gesellschaft für die einzelnen Vorstandsmitglieder 
(Vorstandsvorsitz bzw. ordentliche Vorstandsmitglieder) für ein Geschäftsjahr 
insgesamt aufgewendeten Vergütungsbeträge unabhängig davon, in welchem 
Geschäftsjahr ein Vergütungselement ausbezahlt wird (Maximalvergütung i.S.v. 
§ 87a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 AktG). 
 
Unter Einbeziehung von Nebenleistungen und Altersversorgung liegt die 
Maximalvergütung bei dem Vorstandsvorsitzenden bei 1.970.000 € und bei 
dem ordentlichen Vorstandsmitglied bei 1.220.000 €. Hierbei wurde eine 
Anpassung der bestehenden Vergütung um 2,5 % p.a. bis zum Jahr 2028 
unterstellt. Darüber hinaus ist auch bereits eine bewertungsbedingte 
Schwankungsbreite der Service Costs für die Pensionszusagen berücksichtigt 
(bis zu einem auf -0,5 % gefallenen Bewertungszinssatz). 

 

Betriebliche Altersversorgung und Übergangsbezüge 

Pensionszusagen räumen den Vorstandsmitgliedern einen Anspruch auf 
lebenslange Ruhegeld- und Witwenversorgung ein. Dabei sind Direkt- oder 
beitragsorientierte Zusagen vorgesehen.  
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Im Falle der Direktzusage (Vorstandsvorsitzender) beträgt das Ruhegehalt mit 
Vollendung des 62. Lebensjahres 70 % des Grundgehalts. Das Ruhegehalt im 
Todesfall oder im Fall krankheitsbedingten Ausscheidens beträgt 32 % des 
Grundgehalts, es steigt mit Vollendung jeden Dienstjahres um 2 % der 
ruhegehaltsfähigen Vergütung. Im Falle der beitragsorientierten 
Pensionszusage (ordentliches Vorstandsmitglied) ist mit Erreichen des 65. 
Lebensjahres oder für den Fall der Invalidität eine betriebliche Altersversorgung 
in Form einer beitragsorientierten Pensionszusage erteilt. Grundlage ist ein 
jährlicher Beitrag in Höhe von 30 % des Grundgehalts. 

Die Anwartschaft auf Witwenrente beträgt im Falle der Direktzusage 55 % und 
bei der beitragsorientierten 60 % des Ruhegelds. Im Todesfall während der 
Laufzeit des Anstellungsvertrags werden für den Sterbemonat und die 
folgenden sechs Monate die vollen Bezüge an die Witwen gezahlt; eine 
sechsmonatige Weiterzahlung der Bezüge ist auch für den Fall von dauernder 
Arbeitsunfähigkeit vorgesehen.  

Für den Fall der Beendigung der Anstellungsverträge betragen die 
Übergangsbezüge 50 % des Grundgehalts bis zur Vollendung des 62. 
Lebensjahres. 

Unter Berücksichtigung der entsprechenden Service Costs für das 
Geschäftsjahr 2024 belaufen sich die Versorgungsleistungen auf 33 % der 
Summe aus Jahreszielvergütung und Service Costs für den 
Vorstandsvorsitzenden bzw. 17 % für das ordentliche Vorstandsmitglied. 
Abweichungen können sich insbesondere aus der für jedes Geschäftsjahr 
aktualisierten aktuarischen Berechnung der Service Costs ergeben. 

 

Förderung der Geschäftsstrategie und der langfristigen Entwicklung 
der Gesellschaft 

Das Vorstands-Vergütungssystem ist eine wichtige Stütze bei der Förderung 
und Umsetzung der Geschäftsstrategie; es trägt damit zur nachhaltigen, 
langfristigen Entwicklung des Unternehmens bei: Ein angemessenes 
Grundgehalt und variable Vergütungen, die eine gleiche Gewichtung von 
Komponenten mit mehrjähriger und kurzfristiger Bemessungsgrundlage 
aufweisen, sind dazu sehr geeignete Grundbestandteile.  

Neben dem finanziellen Kriterium „Ergebnis vor Ertragsteuern Konzern“ 
(einjährig), das unmittelbar den jährlichen Konzernabschlüssen im Vergleich 
zum Budget entnommen wird, bemisst sich die Mehrjahreskomponente anhand 
eines dreijährigen Vergleichs von ROCE-Ist zum ROCE-Sollbetrag laut 
Unternehmensplanungsrechnungen (zweites finanzielles Kriterium). Diese 
Komponente wird auch erst nach Abschluss der relevanten Dreijahreszeiträume 
ausgezahlt. Die bewertete Schwankungsbreite des ROCE liegt bei +/- 3,0 
Prozentpunkten im Verhältnis zur Zielgröße. Sondereffekte und 
Großinvestitionen werden ggf. berücksichtigt, um negative Anreize gegen eine 
nachhaltige, positive Unternehmensentwicklung aus dem Vergütungssystem 
heraus ausschließen zu können. Die zusätzliche diskretionäre Komponente 
berücksichtigt darüber hinaus im Sinne einer nachhaltigen und langfristigen 
Entwicklung des Unternehmens unter anderem im jährlichen 
Nachhaltigkeitsbericht beschriebene nichtfinanzielle Leistungskriterien, deren 
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Berücksichtigung im Ermessen des Aufsichtsrats liegt, so dass nicht 
ausschließlich finanzielle Kriterien für die variablen Bezüge gelten.  

Das kurzfristige Leistungskriterium „Ergebnis vor Ertragsteuern Konzern“ 
bemisst zudem im Gleichklang mit dem finanziellen Jahresziel des Vorstands 
die jährliche Ergebnisbeteiligung bzw. den Jahresbonus für die gesamte 
Belegschaft. 

Der Aufsichtsrat entscheidet nach Ablauf des Geschäftsjahres bzw. des 
relevanten Dreijahreszeitraumes über die jeweilige Zielerreichung. 

Eine Möglichkeit der Gesellschaft, variable Vergütungsbestandteile 
zurückzufordern, ist im Vorstands-Vergütungssystem nicht vorgesehen.  

 

Verfahren zur Fest- und Umsetzung sowie zur Überprüfung des 
Vergütungssystems 

Gemäß § 87 Abs. 1 AktG setzt der Aufsichtsrat die Vergütung des Vorstands 
fest und beschließt gemäß § 87a Abs. 1 AktG das der Vorstandsvergütung 
zugrunde zu legende Vergütungssystem, einschließlich einer 
Maximalvergütung der Vorstandsmitglieder. Hierbei greift der Aufsichtsrat auf 
Empfehlungen des innerhalb des Aufsichtsrats für Vorstandsangelegenheiten 
zuständigen Präsidiums zurück. 

Das Vergütungssystem und die Angemessenheit der Höhe der Vergütung der 
Vorstandsmitglieder werden periodisch durch den Aufsichtsrat überprüft, der 
sich dazu bei Bedarf auf Vergütungsgutachten unabhängiger Berater stützen 
kann und auf Empfehlungen seines Präsidiums zurückgreift. Im Rahmen dieser 
Überprüfung wird sowohl die Vergütungsstruktur als auch die Höhe der 
Vorstandsvergütung insbesondere im Vergleich zum externen Markt 
(horizontale Angemessenheit) sowie zu den sonstigen Vergütungen im 
Unternehmen (vertikale Angemessenheit) gewürdigt. Bei der Beurteilung der 
Angemessenheit in vertikaler Hinsicht wird die Vergütung des Vorstands mit der 
Vergütung der Bereichsleitungen des Unternehmens (oberer Führungskreis) 
verglichen. Für den externen Horizontalvergleich werden Peer Groups 
herangezogen, die aus vergleichbaren Unternehmen zusammengestellt sind 
(beispielsweise unter Beachtung der Kriterien Branche, Marktstellung, Umsatz, 
Bilanzsumme, Mitarbeiterzahl und Unternehmenssitz). Der Aufsichtsrat 
berücksichtigt in der Regel eine repräsentative Anzahl vergleichbarer 
börsennotierter und/oder nicht börsennotierter Versorgungsunternehmen mit 
Hauptsitz in Deutschland als Vergleichsgruppe (Peer Group). 

Die so auf Angemessenheit geprüften Vorstandsvergütungen werden zur 
Vermeidung einer Aufzehrung grundsätzlich periodisch – zur Hälfte der Laufzeit 
einer Bestellungsperiode oder aus Anlass der Wiederbestellung – unter 
Berücksichtigung der Entwicklung der Vergütungen im Gesamtunternehmen 
fortentwickelt. 

Der Hauptversammlung wird das Vergütungssystem für den Vorstand im Falle 
seiner wesentlichen Änderung und jedenfalls alle vier Jahre vorgelegt. Sollte die 
Hauptversammlung das ihr vorgelegte Vorstands-Vergütungssystem nicht 
billigen, wird spätestens in der darauffolgenden ordentlichen 
Hauptversammlung ein überprüftes Vergütungssystem vorgelegt. 
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In der Vergangenheit ist es nicht zu Interessenkonflikten einzelner 
Aufsichtsratsmitglieder im Rahmen der Entscheidung über das 
Vergütungssystem für den Vorstand gekommen. Sollte ein solcher 
Interessenkonflikt bei der Fest- und Umsetzung sowie der Überprüfung des 
Vergütungssystems auftreten, wird der Aufsichtsrat diesen ebenso behandeln 
wie andere Interessenkonflikte in der Person eines Aufsichtsratsmitglieds, so 
dass das betreffende Aufsichtsratsmitglied an der Beschlussfassung oder, im 
Falle eines schwereren Interessenkonflikts, auch an der Beratung nicht 
teilnehmen wird. Sollte es zu einem dauerhaften und unlösbaren 
Interessenkonflikt kommen, wird das betreffende Aufsichtsratsmitglied sein Amt 
niederlegen. Dabei wird durch eine frühzeitige Offenlegung etwaiger 
Interessenkonflikte sichergestellt, dass die Entscheidungen von 
Aufsichtsratsplenum und Präsidium nicht durch sachwidrige Erwägungen 
beeinflusst werden.  

 

Vergütungsbezogene Rechtsgeschäfte 

Der Aufsichtsrat beachtet bei der Bestellung von Vorstandsmitgliedern sowie 
bei der Dauer der Vorstandsdienstverträge die aktienrechtlichen Vorgaben des 
§ 84 AktG und die Empfehlungen des Deutschen Corporate Governance Kodex, 
soweit keine entsprechende Abweichung erklärt wird. Die Höchstdauer der 
Vorstandsdienstverträge liegt dementsprechend bei fünf Jahren. Die Dauer der 
Vorstandsdienstverträge ist zudem durch eine Altersgrenze bei 65 Jahren 
beschränkt. 

Die jeweiligen Dienstverträge sind für eine feste Laufzeit abgeschlossen und 
sehen dementsprechend keine ordentliche Kündigungsmöglichkeit vor. Im 
Übrigen sind die Dienstverträge an die organschaftliche Bestellung zum 
Vorstand gekoppelt und enden, ohne dass es einer besonderen hierauf 
gerichteten Erklärung eines der Vertragspartner bedarf, wenn auch die 
organschaftliche Bestellung als Mitglied des Vorstands endet. 

Sofern nicht eine einseitige Amtsniederlegung oder zu einer außerordentlichen 
Kündigung seitens der Gesellschaft berechtigende Gründe den Anlass geben, 
beträgt die Abfindung für das ordentliche Vorstandsmitglied für den Fall der 
vorzeitigen Beendigung des Anstellungsvertrags zwei Jahreszielvergütungen, 
begrenzt auf die Jahreszielvergütungen, die der Restlaufzeit des Vertrags 
entsprechen.  

Nachvertragliche Wettbewerbsverbote sind nicht vorgesehen. 

Für den Fall eines Kontrollwechsels besteht ein zeitlich befristetes 
Sonderkündigungsrecht für die Vorstandsmitglieder verbunden mit einer 
begrenzten Abfindung.  

Die aktuellen Dienstverträge sowie die Bestellung zum Vorstand sind wie folgt 
festgelegt: 

Henning Deters   bis 30.09.2026 

Dr. Dirk Waider  bis 31.12.2027 
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Vorübergehende Abweichungen vom Vergütungssystem 

Der Aufsichtsrat kann vorübergehend von dem Vergütungssystem abweichen, 
wenn dies im Interesse des langfristigen Wohlergehens der Gesellschaft 
notwendig ist. Eine Abweichung von dem Vergütungssystem unter den 
genannten Umständen ist nur durch einen entsprechenden 
Aufsichtsratsbeschluss möglich, der gegebenenfalls auf Empfehlung des 
Präsidiums ergeht und die außergewöhnlichen Umstände sowie die 
Notwendigkeit einer Abweichung feststellt. 
 
Die Bestandteile des Vergütungssystems, von denen abgewichen werden kann, 
sind die Leistungskriterien der einjährigen und der mehrjährigen variablen 
Vergütung und die Bandbreiten der einzelnen Elemente der variablen 
Vergütung sowie die Maximalvergütung. Darüber hinaus hat der Aufsichtsrat 
das Recht, neu eintretenden Mitgliedern des Vorstands Sonderzahlungen zum 
Ausgleich von Gehaltsverlusten aus einem vormaligen Dienstverhältnis oder 
zur Deckung der durch einen Standortwechsel entstehenden Kosten zu 
gewähren.  
 
Im Falle einer vorübergehenden Abweichung werden im Vergütungsbericht die 
konkret betroffenen Bestandteile des Vergütungssystems, von denen 
abgewichen wurde, benannt und die Notwendigkeit der Abweichung erläutert (§ 
162 Abs. 1 Satz 2 Nr. 5 AktG). 

 

 


